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Im Rahmen der Reform der Geschäftsordnung des Parlamentes der Deutschsprachigen 

Gemeinschaft wurde eine Berichterstattungspflicht der Regierung an das Parlament 

eingeführt, die mit der Sitzungsperiode 2016-2017 in Kraft getreten ist.  

 

Bei dieser Berichterstattung ist laut Artikel 91.1 der Geschäftsordnung1 zu unterscheiden 

zwischen  

• der Umsetzung von Empfehlungen aus BEGRÜNDETEN ANTRÄGEN  

• der Umsetzung von Aufforderungen und Empfehlungen aus RESOLUTIONEN 

• der Umsetzung von Empfehlungen aus dem JAHRESBERICHT DER OMBUDSPERSON 

• der Umsetzung von Empfehlungen der BÜRGERVERSAMMLUNGEN. 

 

Neben den aus der Geschäftsordnung entstandenen Informationspflichten sind aus 

anderen Grundlagen schon Berichterstattungsaufträge an die Regierung ergangen. Diese 

sollen im Rahmen einer größtmöglichen Transparenz auch in der Aufstellung der Regierung 

an das PDG aufgelistet werden.   

 

Die vorliegende Aufstellung ist deshalb unterteilt in  

 

A) in Bearbeitung:  

1. Begründete Anträge  

2. Resolutionen 

3. Empfehlungen im Jahresbericht der Ombudsperson 

4. Empfehlungen der Bürgerversammlungen 

5. Berichterstattungsaufträge im Rahmen von Dekreten, 

6. Berichterstattungen ohne dekretale Aufträge aber auf Parlamentsbeschluss, 

7. Berichterstattungen durch externe Verpflichtungen. 

  

 
1  Art. 91.1 – Berichtspflichten der Regierung Zu Beginn einer jeden Sitzungsperiode übermittelt die Regierung 

dem Präsidenten einen Bericht zur Umsetzung der Aufforderungen und Empfehlungen, die:  
1.  in den begründeten Anträgen aufgeführt sind, die gemäß Artikel 87 §3 von der Plenarversammlung 

verabschiedet wurden,  
2.  in den Beschlüssen aufgeführt sind, die gemäß Artikel 93 von der Plenarversammlung verabschiedet 

wurden,  
3.  im Jahresbericht der Ombudsperson aufgeführt sind, der gemäß Artikel 23 Absatz 5 des Dekrets vom 

26. Mai 2009 zur Schaffung des Amts einer Ombudsperson für die Deutschsprachige Gemeinschaft 
veröffentlicht wurde und  

4.  in dem vom Parlament veröffentlichten Dokument zu den Empfehlungen der Bürgerversammlungen 
aufgeführt sind.  

 
Die in Absatz 1 Nummer 4 aufgeführte Berichtspflicht gilt erst, nachdem die öffentliche Sitzung des zuständigen 
Ausschusses stattgefunden hat, die in Artikel 10 Absatz 2 des Dekrets vom 25. Februar 2019 zur Einführung eines 
permanenten Bürgerdialogs in der Deutschsprachigen Gemeinschaft erwähnt wird.  
 
Der in Absatz 1 erwähnte Bericht wird als Parlamentsdokument veröffentlicht und den Abgeordneten, beratenden 
Mandataren und Fraktionssekretariaten zur Verfügung gestellt. 
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A 4. BERICHTERSTATTUNGEN DER EMPFEHLUNGEN AUS DEN 

BÜRGERVERSAMMLUNGEN  

 
19.11.2022 ZUM THEMA „Digitalisierung“ 

 

Auftrag Es gibt fünf verschieden Fokusgruppen, die sich mit diesem Thema auseinander-
gesetzt haben:  
 

1. FOKUS 1: Digitalisierung als Pflichtfach in der Schulbildung und als Recht 
in der Erwachsenenbildung 

2. FOKUS 2: Bewusster Umgang mit digitalen Medien 

3. FOKUS 3: Digitale Kompetenzen in der Wirtschaft 
4. FOKUS 4: Die Sichtbarkeit der verfügbaren Angebote zum Erwerb digitaler 

Fähigkeiten 
5. FOKUS 5: Recht auf Internetzugang mit Wahlfreiheit zu analogen Dienst-

leistungen 
 

Umsetzung Die Regierung erstattete diesbezüglich Bericht (siehe Dok. 240 (2023-2024) 

Nr. 3*). 

 

 
19.02.2022 ZUM THEMA „Wohnen“ 

 

Auftrag Es gibt fünf verschieden Fokusgruppen, die sich mit diesem Thema auseinander-
gesetzt haben:  

 
1. FOKUS 1: Wohnen für junge Menschen 
2. FOKUS 2: Wohnen in Wohngemeinschaften (Alternative Wohnformen) 
3. FOKUS 3: Wohnen - Privaten Wohnraum bezahlbar machen 
4. FOKUS 4: Wohnen - Sozialer Wohnungsbau 
5. FOKUS 5: Wohnen im ländlichen Lebensraum 

 

Umsetzung Die Regierung erstattete diesbezüglich Bericht (siehe Dok. 186 (2023-2024) Nr. 3* 

"Rückmeldung der Regierung zu den Bürgerempfehlungen Wohnen" vom 
28.8.2023). 
 

 
15.05.2021 ZUM THEMA „Inklusion macht Schule“ 

 

Auftrag Es gibt drei verschieden Empfehlungsgruppen, die sich mit diesem Thema ausei-
nandergesetzt haben:  
 

6. EMPFEHLUNGSGRUPPE 1: LEHRERAUSBILDUNG UND -FORTBILDUNG; 
ENTWICKLUNG DER SCHULLANDSCHAFT  

7. EMPFEHLUNGSGRUPPE 2: UNTERSTÜTZUNG DER ELTERN; ZUSAMMENAR-
BEIT SCHULE-ELTERN-SCHÜLER 

8. EMPFEHLUNGSGRUPPE 3: HALTUNG DER GESAMTGESELLSCHAFT 

 

Umsetzung Die Regierung erstattete diesbezüglich Bericht (siehe Dok. 155 (2022-2023) Nr.3). 
 

 

  

 
*  Technische Anpassung im Vergleich zu der von der Regierung hinterlegten Originalfassung. 
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19.09.2020 ZUM THEMA „Pflege geht uns alle an! Wie können die Pflegebedingungen 

für Personal und Betroffene verbessert werden?“ 
 

Auftrag Es gibt vier verschieden Empfehlungsgruppen, die sich mit diesem Thema ausei-
nandergesetzt haben:  
 

9. EMPFEHLUNGSGRUPPE 1: AUSBILDUNG ZUM PFLEGEHELFER UND ZUM 
GESUND-HEITS- UND KRANKENPFLEGER 

10. EMPFEHLUNGSGRUPPE 2: SELBSTBESTIMMUNG, MITSPRACHERECHT UND 

LEBENS-QUALITÄT IN DEN WPZS 
11. EMPFEHLUNGSGRUPPE 3: EINHEITLICHE IT-LÖSUNGEN FÜR DEN PFLEGE-

BEREICH 
12. EMPFEHLUNGSGRUPPE 4: ÜBERGREIFENDE MASSNAHMEN 

 

Umsetzung Die Regierung erstatte diesbezüglich Bericht (siehe Dok 101 (2021-2022) Nr.3). 

 

 


